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Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr 15.03.2016 
Tel. Nr. 361- 2292 (Musiol) 

Tel. Nr. 361- 6545 (Schröder) 

Tel. Nr. 361- 4136 

Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr,  
Stadtentwicklung, Energie  

und Landwirtschaft (L) 
Vorlage Nr. 19/121 (L) 

Deputationsvorlage  
für die Sitzung der Deputation 

für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, 
 Energie und Landwirtschaft (L)  

am 14.04.2016 

Abwasserabgabe und Wasserentnahmegebühr  
- Bericht über die geplante Sondermittelverwendung 2016 - 

A. Sachdarstellung 
Die Beteiligung der staatlichen Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, 
Energie und Landwirtschaft über die Verwendung der Abwasserabgabe und die 
Wasserentnahmegebühr  ist wie folgt geregelt: 

§ 8 Abs. 1 des Bremischen Abwasserabgabengesetzes (BremAbwAG): 
Die staatliche Deputation für Umwelt und Energie entscheidet auf Grundlage des vom 
Senator für Umwelt, Bau und Verkehr zu erstellenden Mittelverwendungsplanes nach 
Maßgabe des Haushaltsplanes und im Rahmen der Vorgaben aus § 11 über die 
Verwendung des Aufkommens aus der Abwasserabgabe. 

§ 10 Abs. 2 des Gesetzes über die Erhebung einer Wasserentnahmegebühr (BremWEGG): 
Die staatliche Deputation für Umwelt und Energie entscheidet auf Grundlage des vom 
Senator für Umwelt, Bau und Verkehr zu erstellenden Mittelverwendungsplanes nach 
Maßgabe des Haushaltsplanes und im Rahmen der Vorgaben aus § 9 über die Verwendung 
des Aufkommens aus der Wasserentnahmegebühr. 
 

Die Deputation erhält hiermit die Aufstellung über die geplante Verwendung der Mittel für das 
Jahr 2016 aus dem Aufkommen der Abwasserabgabe und der Wasserentnahmegebühr 
(Anlagen 1 und 2). Was die zu finanzierenden Maßnahmen, Projekte und Aufgabenfelder 
angeht, entspricht  die geplante Mittelverwendung  im Wesentlichen der Mittelverwendung 
des Jahres 2015. Lediglich das Projekt „BioStadt Bremen“ (Anlage 1, Ziffer 59) stellt einen 
neuen Verwendungsschwerpunkt dar.  

Es wird darauf hingewiesen, dass der mit dieser Vorlage ebenfalls vorgelegte Ausblick auf 
die Mittelverwendung 2017 und 2018 nur vorläufigen Charakter hat. Die Planzahlen beruhen 
auf Anmeldungen der Fachreferate des Fachbereiches Umwelt, bestehend aus den 
Abteilungen „Umweltwirtschaft, Klima- und Ressourcenschutz (2)“ und „Natur, Wasser 
(3)“ des Fachbereiches Umwelt. 

Die geplanten Ausgaben für beide Gesetzesbereiche in Höhe von insgesamt 10,28 Mio. € 
liegen geringfügig unter den in der Deputationsvorlage vom 23.10.2015 dargestellten 
Planansätzen für 2016. Sie befinden sich leicht über dem Planansatz 2015, aber unter den 
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Ist-Ausgaben des Jahres 2015 in Höhe von 12,73 Mio. €. Die außergewöhnliche  Höhe der 
Ist-Ausgaben 2015 ist begründet durch die hohen Restverpflichtungen, die von 2014 
übertragen wurden und plangemäß 2015 abgeflossen sind. 

Entsprechend den Erfahrungen aus den Vorjahren ist auch 2016 davon auszugehen, dass 
nicht sämtliche geplante Ausgaben (Anlage 1) abfließen werden und Reste entstehen 
werden. 

Dies gilt auch für das Jahr 2015. Auch 2015 konnten  nicht alle geplanten Ausgaben 
realisiert werden. Insgesamt sind Resteverpflichtungen in Höhe von 0,46 Mio. €  auf 2016 zu 
übertragen. 

Den Ausgaben für das Jahr 2016 stehen bei der  

• Abwasserabgabe (Kapitel 0628) prognostizierte Einnahmen in Höhe von 2,65 Mio. €  
und bei der 

• Wasserentnahmegebühr (Kapitel 0629) prognostizierte Einnahmen in Höhe von 3,8 
Mio. € gegenüber. 

Insgesamt sind Gebühreneinnahmen in Höhe von 6,45 Mio. € zu erwarten. Diese reduzierten 
Einnahmeansätze  resultieren im Bereich der Abwasserabgabe im Wesentlichen aus 
verminderten Abwassermengen und im Bereich der Wasserentnahmegebühr aus 
abnehmender Kohlestromerzeugung. 

Die zu erwartenden Einnahmen reichen somit nicht aus, die für 2016 geplanten Ausgaben 
einschließlich Resteverpflichtungen aus 2015 zu finanzieren. 

Wie bereits in den vergangenen Jahren ist es daher auch 2016 erforderlich, die 
Deckungslücke durch Einnahmen aus den in früheren Jahren gebildeten Rücklagen zu 
schließen (Anlage 3). Nach jetzigem Planungsstand werden die Rücklagen dann bis Ende 
2017 nahezu vollständig verpflichtet sein. 
 

Die Mittelvorausschau 2017/2018 enthält für die Finanzierung der Umsetzung der EU-
Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) in 2017 eine investive Ausgabeposition. Ab 2018 ist die 
gesamte Finanzierung dieser Maßnahme aus dem Kernhaushalt zu finanzieren. Die 
entsprechende Planung ist im aktuellen Haushaltsentwurf  16/17 und der mittelfristigen 
Finanzplanung bis 2020 enthalten. 
 

Die Schwerpunktsetzung  bei der Mittelverwendung wird in der „Sondermittel-
Ausgabenplanung nach Verwendungsschwerpunkten 2016 – 2018“ (Anlage 1) dargestellt. In 
der Anlage 3 werden die Einzelprojekte mit einem Ausgabevolumen von 50.000 € und mehr 
in Form von Projektbeschreibungen vorgestellt, die den jeweiligen 
Verwendungsschwerpunkten der Anlage 1 zuzuordnen sind  

Mittelverwendung unter Berücksichtigung des Haushaltsplanes 
(Liquiditätsmanagement) 
Der Haushaltsplan 16/17 gibt den Rahmen für die Ausgaben aus den hier beschriebenen 
Sondermitteln vor. Soweit Ausgaben nach diesem Verwendungsplan den genannten 
Rahmen überschreiten, sind sie im Sinne der Bestimmungen des Abwasserabgabegesetzes 
und des Bremischen Wasserentnahmegebührengesetzes durch vorhandene Rücklagen 
gedeckt. Dabei sind die Vorgaben des Finanzierungssaldos zu beachten.  

 

Für das laufende Jahr 2016 geht das Ressort davon aus, dass die geplanten Ausgaben im 
Rahmen der Haushaltsaufstellung 16/17 in Höhe von ca. 6,5 Mio. € mit Liquidität hinterlegt 
werden. 
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Die verbleibende Liquiditätslücke wird somit, wie in den Vorjahren praktiziert, durch die 
ressortinterne Liquiditätssteuerung aufgefangen werden müssen. 

 

 

Mit der Maßnahmen- und Ausgabenplanung von Sondermitteln sind keine Fragen berührt, 
die die unterschiedliche Berücksichtigung von Frauen und Männern betreffen. Bei der 
Verausgabung selbst wird darauf geachtet, dass die Geschlechtergerechtigkeit gewährleistet 
ist. 

B. Beschlussvorschlag 
1. Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und 

Landwirtschaft (L) nimmt die Kostenermittlung zur Kenntnis und stimmt der 
geplanten Verwendung der Abwasserabgabe und der Wasserentnahmegebühr für 
das Jahr 2016 (Anlage 1) einschließlich der Rücklagenentnahme (Anlage 2) bei der 
Abwasserabgabe- und bei der Wasserentnahmegebühr zu.  

2. Sie nimmt die geplante Inanspruchnahme der Abgabeaufkommen für Vorjahres-
Verpflichtungen für beide Bereiche zur Kenntnis. 

3. Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und 
Landwirtschaft (L) nimmt den vorgelegten Ausblick auf die Mittelfristplanung 2017 
und 2018 zur Kenntnis. 

Anlagen: 

Anlage 1: Geplante Mittelwendung 2016 (Schwerpunktsetzung nach Verwendungen) 

Anlage 2: Ausgabenplanung 2016 – 2018 (Rücklagenentnahme) 

Anlage 3: Beschreibung der Einzelprojekte ab 50.000 € 

 

 


















































































































	19_121_L_Sondermittel_Endf
	Deputationsvorlage  für die Sitzung der Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung,  Energie und Landwirtschaft (L)  am 14.04.2016
	Abwasserabgabe und Wasserentnahmegebühr  - Bericht über die geplante Sondermittelverwendung 2016 -
	A. Sachdarstellung
	B. Beschlussvorschlag


	19_121_L_Sondermittel Anlage1_Endf
	19_121_L_Sondermittel Anlage2_Endf
	19_121_L_Sondermittel Anlage3_NEU Endf

